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Keine verbrauchende Embryonenforschung: Import humaner
embryonaler Stammzellen grundsätzlich verbieten und nur unter
engen Voraussetzungen zulassen

Der Bundestag wolle beschließen:

Der Deutsche Bundestag stellt fest:

Die biomedizinische Forschung ist dabei, auf breiter Front unser Wissen über den

Menschen zu erweitern. Fortschritte in der Genomforschung, in den
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Neurowissenschaften, in der Entwicklungs- und Zellbiologie bringen neues Wissen,

das unser Verständnis der Entstehung und des Verlaufs von Krankheiten vertieft.

Dieses Wissen führt zugleich zu neuen Anfragen an unser Verständnis von

verantwortlichem Umgang mit neuen diagnostischen und therapeutischen

Möglichkeiten und an den Umgang mit ungeborenem Leben.

Wie in kaum einem anderen Bereich der Forschung bestehen im Zusammenhang mit

der Stammzellforschung derzeit in der Öffentlichkeit Erwartungen und Hoffnungen

bei der Behandlung bisher unheilbarer Krankheiten. Tatsächlich steht die

Stammzellforschung – ungeachtet einer Reihe wissenschaftlicher Erfolge – noch am

Anfang. Sie ist aber schon jetzt darauf gerichtet, neue Optionen für die Behandlung

schwerer, heute noch unheilbarer Krankheiten zu erschließen. Um das Potenzial der

verschiedenen Arten von Stammzellen im Vergleich umfassend auszuloten, wird von

deutschen Wissenschaftlern angestrebt, auch mit menschlichen embryonalen

Stammzellen zu arbeiten. Sie wollen dazu embryonale Stammzellen aus dem

Ausland importieren, wo ihre Gewinnung – im Gegensatz zur Bundesrepublik

Deutschland – derzeit nicht verboten ist. Dabei berufen sie sich auf die durch Artikel

5 des Grundgesetzes garantierte Forschungsfreiheit sowie auf die geltende

Rechtslage.

Die rasanten Entwicklungen im Bereich der Stammzellforschung stellen Politik,

Wissenschaft und Gesellschaft vor neue Herausforderungen. Sie konfrontieren uns

mit Fragen, die grundlegende Wertorientierungen unserer Gesellschaft betreffen.

Verantwortbare Lösungen können nur in der Orientierung an der Werteordnung

unserer Verfassung gefunden werden, die sich auf eine christliches, humanistisches

Menschenbild stützt. Dies verpflichtet uns in besonderer Weise auf den Einsatz für

die Würde des Menschen und für den Schutz menschlichen Lebens. Nicht zuletzt vor

diesem Hintergrund ist es eine große Verpflichtung, die durch die medizinische

Forschung eröffneten Perspektiven von Hilfe und Heilung auch dann zu nutzen,

wenn es sich bisher nur um eine Option handelt.

Der Deutsche Bundestag bekräftigt die Zielsetzung des Embryonenschutzgesetzes:

Embryonen dürfen nur zum Zweck der Fortpflanzung erzeugt werden. Sie sind
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zukünftige Kinder zukünftiger Eltern. An dieser Rechtslage ist festzuhalten. Eine

Tötung von Embryonen zu Forschungszwecken muss verboten bleiben.

Menschliche embryonale Stammzellen sind jedoch keine Embryonen, weil sie sich

nicht zu einem vollständigen menschlichen Organismus entwickeln können. Ein

unmittelbarer Grundrechtsschutz kann für sie nicht in Anspruch genommen werden.

Deshalb stehen dem Grundrecht der Freiheit der Wissenschaft und Forschung,

dessen Schranken sich nur aus der Verfassung selbst ergeben können, bei der

Forschung an humanen embryonalen Stammzellen keine unmittelbar kollidierenden

Grundrechte eines Embryos entgegen.

Gleichwohl ist der Import von humanen embryonalen Stammzellen rechtlich und

ethisch problematisch, da ihre Gewinnung nach derzeitigem Stand von Wissenschaft

und Technik die Tötung von Embryonen voraussetzt. Die Wahrung der

Werteordnung des Grundgesetzes ist uns von der Verfassung aufgegeben. Sie

würde gefährdet, wenn durch die Zulassung des Importes eine Ausweitung der

Nachfrage nach neuen Stammzelllinien hervorgerufen würde mit der Folge der

Tötung weiterer Embryonen. Deshalb muss sichergestellt werden, dass der Import

von humanen embryonalen Stammzellen nach Deutschland keine Tötung weiterer

Embryonen zur Stammzellgewinnung veranlasst. Zugleich muss klargestellt werden,

dass die Zulassung des Imports von bestehenden humanen embryonalen

Stammzellen keine rückwirkende Billigung der Tötung von Embryonen zu

Forschungszwecken bedeutet.

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die Förderung der

Stammzellforschung mit klarem Vorrang für die Forschung an menschlichen adulten

Stammzellen, solchen aus Nabelschnurblut sowie tierischer Herkunft zu verstärken.

Darüber hinaus soll die Bundesregierung darauf hinwirken, dass auch auf

europäischer Ebene bei den Forschungsprojekten eine Beschränkung auf

bestehende Stammzelllinien vorgenommen wird. Sie wird aufgefordert,

entsprechende Regeln für die Stammzellforschung aus Mitteln der Europäischen

Union durchzusetzen.
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Der Deutsche Bundestag wird umgehend ein Gesetz verabschieden, das dem

Verbrauch weiterer Embryonen zur Gewinnung humaner embryonaler Stammzellen

entgegenwirkt. Der Import humaner embryonaler Stammzellen ist für öffentlich wie

privat finanzierte Vorhaben grundsätzlich verboten und nur ausnahmsweise für

Forschungsvorhaben unter folgenden Voraussetzungen zulässig:

1. Alternativen (Forschung am Tiermodell, Verwendung anderer Arten von

menschlichen Stammzellen) sind nach dem anerkannten Stand von Wissenschaft

und Forschung für die angestrebte Zielsetzung des geplanten

Forschungsvorhabens nicht in vergleichbarer Weise erfolgversprechend.

2. Der Import humaner embryonaler Stammzellen wird auf bestehende

Stammzelllinien, die zu einem bestimmten Stichtag - spätestens zum Zeitpunkt

der Beschlussfassung über diesen Antrag - etabliert wurden, beschränkt. Durch

die Stichtagsregelung wird sichergestellt, dass zum Zwecke des Imports humaner

embryonaler Stammzellen nach Deutschland eine Tötung weiterer Embryonen

zur Stammzellgewinnung vermieden wird. Damit wird der Intention des

Embryonenschutzgesetzes Rechnung getragen, nach dem die Tötung von

Embryonen zu Forschungszwecken ausgeschlossen ist.

3. Das Einverständnis der Eltern zur Gewinnung von Stammzellen aus einem

Embryo muss vorliegen. Dabei darf es sich nur um einen solchen Embryo

handeln, der zur Herbeiführung einer Schwangerschaft gezeugt, aber aus

Gründen, die nicht an ihm selbst liegen, nicht mehr implantiert wurde. Das

Einverständnis der Eltern muss unter Ausschluss finanzieller Zuwendungen

erklärt worden sein.

4. Die Hochrangigkeit des Forschungsvorhabens für den wissenschaftlichen

Erkenntnisgewinn im Rahmen der Grundlagenforschung oder für die Erweiterung

medizinischer Kenntnisse bei der Entwicklung diagnostischer oder

therapeutischer Verfahren muss nachgewiesen werden.

5. Die ethische Vertretbarkeit wird durch eine hochrangige und interdisziplinär

besetzte Zentrale Ethikkommission geprüft.

6. Die Erfüllung der genannten Voraussetzungen stellt eine transparent arbeitende,

gesetzlich legitimierte Kontrollbehörde sicher, deren Genehmigung Bedingung für

deren Import ist.



- 5 -

Berlin, den 24.1.2002
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Hans-Joachim Hacker, Klaus Hagemann, Alfred Hartenbach, Anke Hartnagel, Nina

Hauer, Helmut Heiderich, Hubertus Heil, Dr. Barbara Hendricks, Stephan Hilsberg,
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